
  

 

Synopse 
Abfallentsorgungssatzung 2019 inkl. Änderungssatzungen mit der Abfallentsorgungssatzung 2027 – geänderte 

Paragrafen 

Paragraph / Abschnitt Bisherige Fassung Geplante Neufassung Begründung 

§ 9 Abs. 1  

Abfalltrennung 

(1) Folgende Abfälle sind im Rahmen der Über-

lassungspflicht getrennt bereit zu halten 

und der Stadt nach Maßgabe dieser Sat-

zung zu überlassen, soweit Systeme für 

eine Getrenntsammlung angeboten wer-

den oder Annahmestellen die Abfälle an-

nehmen:  

1. biologisch verwertbare Abfälle (§ 10), 

2. Altpapier, Pappe, Kartonagen (§ 11), 

3. geringe Mengen gefährlicher Abfälle 

(§ 12), 

4. Bauabfälle und mineralische Abfälle (§ 

13), 

5. Sperrmüll (§ 14), 

6. haushaltstypischer Schrott, Altmetalle 

(§ 15), 

7. Altbatterien (§ 16), 

8. Elektro- und Elektronikaltgeräte (§ 

17), 

(1) Folgende Abfälle sind im Rahmen der Über-

lassungspflicht getrennt bereit zu halten 

und der Stadt nach Maßgabe dieser Sat-

zung zu überlassen, soweit Systeme für 

eine Getrenntsammlung angeboten wer-

den oder Annahmestellen die Abfälle an-

nehmen:  

1. biologisch verwertbare Abfälle (§ 10), 

2. Altpapier, Pappe, Kartonagen (§ 11), 

3. geringe Mengen gefährlicher Abfälle 

(§ 12), 

4. Bau- und Abbruchabfälle (§ 13), 

5. Sperrmüll (§ 14), 

6. Altmetalle und Alttextilien (§ 15), 

7. Altbatterien (§ 16), 

8. Elektro- und Elektronikaltgeräte (§ 

17), 

9. sonstiger Hausmüll und gewerbliche 

Siedlungsabfälle (Restabfall) (§ 18), 

10. Klärschlamm 

Seit dem 1. Januar 2025 gilt gemäß 

§ 20 Abs. 2 KrWG eine gesetzliche 

Pflicht zur getrennten Sammlung 

von Textilabfällen. Unter Punkt 6 

wurden Alttextilien und Schuhe 

neu aufgenommen und der § 15 

der Abfallentsorgungssatzung ent-

sprechend erweitert.  

Punkt 10. Klärschamm wurde ge-

strichen, weil dieser von der Ent-

sorgung durch die Stadt Cott-

bus/Chóśebuz in der Funktion als 

öffentlich-rechtlicher Entsorgungs-

träger gemäß § 5 Abs. 1 Abfallent-

sorgungssatzung ausgeschlossen 

ist. 
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9. sonstiger Hausmüll und gewerbliche 

Siedlungsabfälle (Restabfall) (§ 18), 

10. Klärschlamm 

 

 

§ 10 Abs. 3, 5, 6 und 7 

Biologisch verwertbare 

Abfälle (Bioabfälle) 

(3) Bioabfälle gemäß Abs. 1 sowie aus anderen 

Herkunftsbereichen, wenn diese nach Art 

und Menge den aus privaten Haushaltun-

gen entsprechen, können der Stadt auf 

freiwilliger Basis im Holsystem über haus-

haltsnahe Sammelbehälter (Bioabfallbe-

hälter) gemäß § 19 Abs. 1 Punkt 1 und im 

Bringsystem bis zu max. 1 m³ je Anlieferung 

auf den Wertstoffhöfen (Anhang II Punkt 3) 

überlassen werden. Es ist untersagt, nicht 

kompostierbare Abfälle in die Bioabfallbe-

hälter einzufüllen. Dies gilt auch für kom-

postierbare Kunststoffbeutel, da diese für 

die Verarbeitung der Bioabfälle in der Ver-

gärungsanlage nicht geeignet sind. Der Bi-

oabfall darf in loser Form, in Zeitungspa-

pier eingewickelt oder im Papierbeutel in 

die Bioabfallbehälter eingefüllt werden.  

(5) Größere Mengen Grünschnitt, Laub und 

Strauchwerk aus Hausgärten können bis zu 

max. 2 m³ je Anlieferung auf den 

(3) Bioabfälle gemäß Abs. 1 sowie aus anderen 

Herkunftsbereichen, wenn diese nach Art 

und Menge den aus privaten Haushaltun-

gen entsprechen, können der Stadt auf 

freiwilliger Basis im Holsystem über haus-

haltsnahe Sammelbehälter (Bioabfallbe-

hälter) gemäß § 19 Abs. 1 Punkt 1 und im 

Bringsystem bis zu max. 1 m³ je Anlieferung 

auf den Wertstoffhöfen (Anhang II Punkt 3) 

überlassen werden. Es ist untersagt, nicht 

kompostierbare Abfälle in die Bioabfallbe-

hälter einzufüllen. Dies gilt auch für kom-

postierbare Kunststoffbeutel, da diese für 

die Verarbeitung der Bioabfälle in der Ver-

gärungsanlage nicht geeignet sind. Der Bi-

oabfall darf in loser Form, in Zeitungspa-

pier eingewickelt oder im Papierbeutel in 

die Bioabfallbehälter eingefüllt werden.  

(5) Größere Mengen Grünschnitt, Laub und 

Strauchwerk aus Hausgärten können bis zu 

max. 2 m³ je Anlieferung auf den 

Die im § 3 angeführte Mengenbe-

grenzung je Anlieferung auf den 

Wertstoffhöfen galt an dieser Stelle 

für alle Bioabfälle im Sinne des Ab-

satz 1. Das heißt sowohl für Grün-

abfälle, als auch für Küchenabfälle. 

Da es für die beiden Abfallarten je-

doch unterschiedliche Mengenbe-

grenzungen auf den Wertstoffhö-

fen gibt, muss diese Passage gestri-

chen werden. 

 

Absatz 3 regelt nun ausschließlich 

die Entsorgung von Bioabfällen im 

Holsystem.  

 

Die Absätze 5 und 6 wurden im 

neuen Absatz 5 zusammengefügt. 

Dieser Absatz 5 regelt nun gebün-

delt die Überlassung von Bioabfäl-

len auf den Wertstoffhöfen (Bring-

system) inkl. 
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Wertstoffhöfen (Anhang II Punkt 3) ange-

liefert werden. 

(6) Starkholz (Stämme, Stubben ab einem 

Durchmesser von ca. 15 cm) aus Hausgär-

ten sollen bis zu max. 1 m³ je Anlieferung 

auf den Wertstoffhöfen (Anhang II Punkt 3) 

angeliefert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(7) Weihnachtsbäume können auf den Wert-

stoffhöfen abgegeben oder an festgeleg-

ten Abholtagen bis spätestens 6:00 Uhr, je-

doch frühestens ab 18:00 Uhr des Vorta-

ges, abgeschmückt und unfallsicher an der 

dem Grundstück nächstgelegenen Halte-

möglichkeit für Sammelfahrzeuge bereit-

gestellt werden. Fußgänger, Anwohner 

und der Straßenverkehr dürfen durch die 

Wertstoffhöfen (Anhang II Punkt 3) ange-

liefert werden. 

(6) Starkholz (Stämme, Stubben ab einem 

Durchmesser von ca. 15 cm) aus Hausgär-

ten sollen bis zu max. 1 m³ je Anlieferung 

auf den Wertstoffhöfen (Anhang II Punkt 3) 

angeliefert werden. 

(5) Bioabfälle gemäß Abs. 1, die aufgrund ihrer 

Menge oder Größe nicht in den zugelasse-

nen Bioabfallbehältern gemäß § 19 Abs. 1 

Punkt 1 untergebracht werden können, 

sind auf den Wertstoffhöfen (Anhang II 

Punkt 3) zu überlassen. Für Grünschnitt, 

Laub und Strauchwerk gilt eine Mengenbe-

grenzung von 2 m³ pro Anlieferung. Für 

Starkholz sowie Nahrungs- und Küchenab-

fälle liegt die Mengenbegrenzung bei 1 m³ 

pro Anlieferung. 

(6) Weihnachtsbäume können auf den Wert-

stoffhöfen abgegeben oder an festgeleg-

ten Abholtagen bis spätestens 6:00 Uhr, je-

doch frühestens ab 18:00 Uhr des Vorta-

ges, abgeschmückt und unfallsicher an der 

dem Grundstück nächstgelegenen Halte-

möglichkeit für Sammelfahrzeuge bereit-

gestellt werden. Fußgänger, Anwohner 

und der Straßenverkehr dürfen durch die 

Mengenbegrenzungen der ver-

schiedenen Bioabfallfraktionen. 

 

Der alte Absatz 7 wurde neu zu Ab-

satz 6.   
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Bereitstellung nicht behindert werden. Die 

Abholtermine und –orte werden rechtzei-

tig ortsüblich bekannt gegeben. 

 

Bereitstellung nicht behindert werden. Die 

Abholtermine und –orte werden rechtzei-

tig ortsüblich bekannt gegeben. 

 

§ 11 Abs. 1 

Papier, Pappe, Kartona-

gen (Altpapier) 

 

(1) Abfälle, die ausschließlich aus Papier, 

Pappe oder Kartonagen bestehen und 

nicht verunreinigt sind (z. B. Druckerzeug-

nisse u. ä.), sind den zugelassenen Rück-

nahmeeinrichtungen (Papierabfallbehäl-

ter, Wertstoffhöfe und öffentliche Wert-

stoffcontainerplätze) zu überlassen. Jedes 

dem Anschlusszwang unterliegende 

Grundstück wird auf Verlangen des An-

schlusspflichtigen mit Papierabfallbehäl-

tern gemäß § 19 Abs. 1 Punkt 2 ausgestat-

tet, wobei das Volumen der Papierabfall-

behälter in einem angemessenen Verhält-

nis zu dem auf dem Grundstück benutzten 

Restabfallbehältervolumen stehen muss. 

Verunreinigtes Altpapier ist als Restabfall 

zu entsorgen. Verkaufsverpackungen aus 

Papier, Pappe und Kartonagen, die einem 

Rücknahmesystem nach dem VerpackG 

unterliegen, können in die Papierabfallbe-

hälter eingeworfen werden.  

 

(1) Abfälle, die ausschließlich aus Papier, 

Pappe oder Kartonagen (PPK) bestehen 

und nicht verunreinigt sind (z. B. Drucker-

zeugnisse u. ä.), sind den zugelassenen 

Rücknahmeeinrichtungen Entsorgungsein-

richtungen (Papierabfallbehälter, Wert-

stoffhöfe und öffentliche Wertstoffcontai-

nerplätze) zu überlassen. Jedes dem An-

schlusszwang unterliegende Grundstück 

wird auf Verlangen des Anschlusspflichti-

gen mit Papierabfallbehältern gemäß § 19 

Abs. 1 Punkt 2 ausgestattet, wobei das Vo-

lumen der Papierabfallbehälter in einem 

angemessenen Verhältnis zu dem auf dem 

Grundstück benutzten Restabfallbehälter-

volumen stehen muss. Verunreinigtes Alt-

papier ist als Restabfall zu entsorgen. Ver-

kaufsverpackungen aus Papier, Pappe und 

Kartonagen, die einem Rücknahmesystem 

nach dem VerpackG unterliegen, können in 

die Papierabfallbehälter eingeworfen wer-

den. PPK-Mengen, die über das Volumen 

Der Begriff Rücknahmeeinrichtun-

gen basiert auf der gesetzlichen 

Produktverantwortung von Her-

stellern und Vertreibern für be-

stimmte Produktarten, hier Trans-

port- und Umverpackungen aus 

PPK nach dem Verpackungsgesetz.  

Die öffentlich-rechtliche Abfallent-

sorgung für Abfallarten einer Kom-

mune wird über Entsorgungsein-

richtungen gesichert. Da PPK-Ab-

fälle aus Haushaltungen der Entsor-

gungsverantwortung durch den örE 

unterliegen, wird der Begriff Rück-

nahmeeinrichtung gegen Entsor-

gungseinrichtung ausgetauscht.  

Da die Volumenbegrenzung der Pa-

pierabfallbehälter auf ein ange-

messenes Verhältnis zum Restab-

fallbehälter den Schluss zulässt, 

dass überschüssige PPK-Mengen 

von der Entsorgung durch den örE 
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des auf dem Grundstück genutzten Papier-

abfallbehälters hinausgehen, sind auf den 

Wertstoffhöfen gemäß Anhang II Punkt 3 

zu überlassen.  

 

ausgeschlossen sind, wurde der 

Abs. 1 um den Schlusssatz erwei-

tert.  

§ 12 Abs. 1 bis 3 

Geringe Mengen ge-

fährlicher Abfälle 

(1) Aus privaten Haushaltungen sind Abfälle, 

die als gefährlich im Sinne der Verordnung 

über das Europäische Abfallverzeichnis 

(AVV) gelten, getrennt den mobilen Annah-

mestellen (Schadstoffmobil), der stationä-

ren Annahmestelle nach Anhang II Punkt 2 

oder den Wertstoffhöfen nach Anhang II 

Punkte 3.1, 3.2 und 3.3 zu überlassen. Dazu 

zählen nach § 5 Abs. 1 der Abfallentsor-

gungssatzung ausgeschlossene Abfälle; z. 

B. Gifte, Laugen, Säuren, Farben, Schäd-

lingsbekämpfungs- und Pflanzenschutzmit-

tel, teer- und ölhaltige Rückstände, Dünge-

mittel, Leime, sonstige Chemikalien, Batte-

rien.  

(2) Für die Überlassung gefährlicher Abfälle 

aus privaten Haushaltungen am Schad-

stoffmobil sowie an den Wertstoffhöfen 

gelten die Mengenbegrenzungen nach An-

hang III der Abfallentsorgungssatzung.  

 

(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die als 

gefährlich im Sinne der Verordnung über 

das Europäische Abfallverzeichnis (AVV) 

gelten, sind getrennt den mobilen Annah-

mestellen (Schadstoffmobil), der stationä-

ren Annahmestelle nach Anhang II Punkt 2 

oder den Wertstoffhöfen nach Anhang II 

Punkte 3.1, 3.2 und 3.3 zu überlassen. Dazu 

zählen nach § 5 Abs. 1 der Abfallentsor-

gungssatzung ausgeschlossene Abfälle; z. 

B. Gifte, Laugen, Säuren, Farben, Schäd-

lingsbekämpfungs- und Pflanzenschutzmit-

tel, teer- und ölhaltige Rückstände, Dünge-

mittel, Leime, sonstige Chemikalien, Batte-

rien. Gleiches gilt für die Entsorgung gerin-

ger Mengen gefährlicher Abfälle aus ande-

ren Herkunftsbereichen, die nach Art und 

Umfang den in privaten Haushaltungen ty-

pischerweise anfallenden Kleinmengen 

entsprechen.  

Der Verweis auf § 5 verwirrt an die-

ser Stelle und ist überflüssig. Ge-

fährliche Abfälle aus privaten Haus-

haltungen sind von dem Entsor-

gungsausschluss gemäß § 5 Abs. 1 

in Verbindung mit Anhang I Nr. 1 

ausgenommen.  

Die Ergänzung in Abs. 2 wurde hin-

zugefügt, da die Annahme gefährli-

cher Abfälle am Schadstoffmobil 

aus logistischen Gründen auf die 

angegebene Menge begrenzt ist. 

Inhalte des Anhang 3 wurden der 

Übersichtlichkeit halber direkt in 

den Satzungstext (Abs. 2 und 3) auf-

genommen. Somit entfällt in der 

Neufassung der Anhang 3.  

Die starre Jahresobergrenze von 

2000 kg für gefährliche Abfälle aus 

anderen Herkunftsbereichen wird 

gestrichen. Künftig werden gefähr-

liche Abfälle aus gewerblichen 
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(3) Abfälle im Sinne von Abs. 1 aus anderen 

Herkunftsbereichen als privaten Haushal-

tungen, soweit davon bei dem einzelnen 

Abfallbesitzer oder –erzeuger jährlich nicht 

mehr als insgesamt 2000 kg anfallen (ge-

ringe Mengen gefährlicher Abfälle), sind 

getrennt der stationären Annahmestelle 

(Anhang II Punkt 2) zu überlassen. Gemäß 

Abfallgebührensatzung § 2 Abs. 5 werden 

für die Annahme Gebühren erhoben. 

(2) Für die Überlassung gefährlicher Abfälle 

aus privaten Haushaltungen am Schad-

stoffmobil gilt eine Mengenbegrenzung 

von 20 kg und eine maximale Gebinde-

größe von 20 Litern je Anlieferung. Ausge-

nommen von der Entgegennahme am 

Schadstoffmobil sind die in Abs. 3 aufge-

führten AVV-Schlüsselnummern.  

(3) An den Wertstoffhöfen gemäß Anhang II 

Punkte 3.1, 3.2 und 3.3 werden nur fol-

gende gefährliche Abfälle aus privaten 

Haushaltungen angenommen: 

AVV-Schlüsselnummer 

17 02 04* Glas, Kunststoff und Holz, die 

gefährliche Stoffe enthalten 

oder durch gefährliche Stoffe 

verunreinigt sind 

17 03 03* Kohlenteer und teerhaltige 

Produkte 

17 06 05* asbesthaltige Baustoffe 

17 09 03* sonstige Bau- und Abbruchab-

fälle (einschließlich gemischte 

Abfälle), die gefährliche Stoffe 

enthalten 

An dem Wertstoffhof gemäß Anhang II-

Punkt 3.1 wird folgender gefährlicher 

Herkunftsbereichen nur noch in ge-

ringen haushaltsüblichen Mengen 

angenommen. 
Die bisherige Regelung führte teils 

zu einer Inanspruchnahme der 

kommunalen Annahmestelle durch 

größere Gewerbebetriebe, was die 

Lagerkapazitäten und das Personal 

des örE bzw. dessen beauftragtem 

Dritten überlastete. Durch die neu 

eingeführte Begrenzung wird si-

chergestellt, dass die Annahme-

stelle primär für die Bürgerinnen 

und Bürger sowie für das lokale 

Kleingewerbe zur Verfügung ste-

hen. Größere Abfallmengen sind 

von den Betrieben eigenverant-

wortlich über den privaten Entsor-

gungsmarkt abzuwickeln.  
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Abfall aus privaten Haushaltungen ange-

nommen: 

AVV-Schlüsselnummer 

17 06 03* anderes Dämmmaterial, das 

aus gefährlichen Stoffen be-

steht oder solche Stoffe enthält 

Für die aufgeführten Abfallarten gilt jeweils 

eine Mengenbegrenzung von maximal 1 m³ 

je Anlieferung viermal jährlich. Bei der 

Überlassung gelten die Anlieferbedingun-

gen gemäß Benutzerordnung der Wert-

stoffhöfe. 

§ 13  

Bauabfälle / minerali-

sche Abfälle 

Bau- und Abbruchab-

fälle 

(1) Bauschutt, Bodenaushub, Straßenauf-

bruch, Baustellenabfälle mineralischer Art 

und andere mineralische Abfälle zur Besei-

tigung sind getrennt der in Anhang II Punkt 

4 genannten Abfallentsorgungsanlage zu 

überlassen, soweit sie nicht nach § 5 Abs. 1 

ausgeschlossen sind. § 5 Abs. 6 ist anzu-

wenden. Abweichend von Satz 1 können 

mineralische Abfälle aus Haushaltungen 

bis zu einer Menge von 0,5 m³ je Anliefe-

rung viermal jährlich an den Wertstoffhö-

fen am Standort Deponie (Anhang II Punkt 

3.2) und am Standort Hegelstraße (Anhang 

II Punkt 3.3) überlassen werden. 

(1) Bau- und Abbruchabfälle aus privaten 

Haushaltungen und in haushaltsüblichen 

Mengen aus anderen Herkunftsbereichen, 

die nachweislich nicht verwertet werden 

können, können bis zu einer Menge von 0,5 

m³ je Anlieferung viermal jährlich an den 

Wertstoffhöfen am Standort Deponie (An-

hang II Punkt 3.2) und am Standort Hegel-

straße (Anhang II Punkt 3.3) überlassen 

werden. Abweichend von Satz 1 können 

Kleinstmengen (z.B. einzelne Fliesen, zer-

brochenes Fensterglas) im Restabfallbehäl-

ter entsorgt werden, sofern diese das Fas-

sungsvermögen und das zulässige 

Der § 13 wurde neu strukturiert. 

Abs. 1 enthält Regelungen zur 

Überlassung haushaltsüblicher 

Mengen Bau- und Abbruchabfälle 

auf den Wertstoffhöfen und wurde 

um eine Regelung für Kleinstmen-

gen ergänzt.  

Der Absatz 3 wurde gestrichen, da 

Bauarbeiten nicht beim örE son-

dern gegebenenfalls gegenüber 

den Umwelt- und Abfallbehörden 

anzeigepflichtig ist.  
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Mineralische Abfälle zur Beseitigung bis zu 

einer Menge von 5 m³ je Anlieferung sind 

abweichend von Satz 1 gebührenpflichtig 

an der Umladestation Cottbus (Anhang II 

Punkt 1) zu überlassen.  

(2) Verwertbare Bestandteile, insbesondere 

Beton, Ziegel, Steine, Holz, Kunststoffe, 

Metall und Pappe sowie Erdaushub sind 

nach Maßgabe gesonderter Bekanntma-

chung getrennt zu überlassen.  

(3) Bauarbeiten, bei denen Abfälle nach Abs. 2 

anfallen werden, sind spätestens zwei Wo-

chen vor ihrer Ausführung bei der Stadtver-

waltung Cottbus, Amt für Abfallwirtschaft 

und Stadtreinigung, Postfach 10 12 35, 

03012 Cottbus, anzuzeigen.  

 

Gesamtgewicht des Restabfallbehälters 

nicht überschreiten. 

(2) Verwertbare Bestandteile, insbesondere 

Beton, Ziegel, Steine, Holz, Glas, Kunst-

stoffe, Metall und Pappe sowie Erdaushub 

sind nach Maßgabe gesonderter Bekannt-

machung soweit möglich und zumutbar, 

getrennt zu überlassen. 

(3) Bauarbeiten, bei denen Abfälle nach Abs. 2 

anfallen werden, sind spätestens zwei Wo-

chen vor ihrer Ausführung bei der Stadtver-

waltung Cottbus, Amt für Abfallwirtschaft 

und Stadtreinigung, Postfach 10 12 35, 

03012 Cottbus, anzuzeigen.  

(3) Größere Mengen Bau- und Abbruchabfälle, 

die die Annahmegrenzen gemäß Abs. 1 

überschreiten, können kostenpflichtig an 

den in Anhang II Punkt 1 und Punkt 4 ge-

nannten Abfallentsorgungsanlagen über-

lassen werden. § 5 Abs. 6 gilt entspre-

chend. 

Ein neuer Absatz 3 enthält Regelun-

gen für größere Mengen Bau- und 

Abbruchabfälle, welche die Annah-

megrenze gemäß Abs. 1 über-

schreiten.  

§ 14 Abs. 1 und Abs. 3  

Sperrmüll 

(1) Abfall aus privaten Haushaltungen, der 

selbst nach einer zumutbaren Zerkleine-

rung wegen seines Gewichtes, seiner 

(1) Abfall aus privaten Haushaltungen, der 

selbst nach einer zumutbaren Zerkleine-

rung wegen seines Gewichtes, seiner 

Durch die Formulierung „Kein 

Sperrmüll aus privaten Haushalten 

ist Sperrmüll aus 
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Sperrigkeit oder Materialbeschaffenheit 

nicht in die zugelassenen Abfallbehälter 

passt, diese beschädigen oder das Entlee-

ren erschweren könnte (z. B. Möbel, Mat-

ratzen, Kinderwagen, Teppiche, Bretter), 

ist als Sperrmüll zu entsorgen, soweit die-

ser Abfall nicht den §§ 10 bis 13 und 15 bis 

18 dieser Satzung unterliegt. Kein Sperr-

müll aus privaten Haushalten ist Sperrmüll 

aus Haushaltsauflösungen, Grundstück-

sentrümpelungen und vergleichbaren Vor-

gängen.  

(3) Die Sperrmüllentsorgung durch Abholung 

am Grundstück (Holsystem) kann zweimal 

jährlich in Anspruch genommen werden. 

Der Abfallbesitzer hat die Abholung des 

Sperrmülls unter Angabe von Art und 

Menge bei dem mit der Entsorgung beauf-

tragten Dritten telefonisch, per Fax oder 

per E-Mail anzumelden. Der Abfallbesitzer 

wird von dem beauftragten Dritten über 

den Abholtermin informiert. 

Sperrigkeit oder Materialbeschaffenheit 

nicht in die zugelassenen Abfallbehälter 

passt, diese beschädigen oder das Entlee-

ren erschweren könnte (z. B. Möbel, Mat-

ratzen, Kinderwagen, Teppiche, Bretter), 

ist als Sperrmüll zu entsorgen, soweit die-

ser Abfall nicht den §§ 10 bis 13 und 15 bis 

18 dieser Satzung unterliegt. Kein Sperr-

müll aus privaten Haushalten ist Sperrmüll 

aus Haushaltsauflösungen, Grundstück-

sentrümpelungen und vergleichbaren Vor-

gängen. 

(3) Die Sperrmüllentsorgung durch Abholung 

am Grundstück (Holsystem) kann zweimal 

jährlich in Anspruch genommen werden. 

Der Abfallbesitzer hat die Abholung des 

Sperrmülls unter Angabe von Art und 

Menge bei dem mit der Entsorgung beauf-

tragten Dritten telefonisch, per Fax oder 

per E-Mail anzumelden. Der Abfallbesitzer 

wird von dem beauftragten Dritten über 

den Abholtermin informiert. Die Überlas-

sung im Rahmen der Sperrmüllsammlung 

im Holsystem ist auf haushaltsübliche 

Mengen beschränkt. Abfälle aus komplet-

ten Haushaltsauflösungen, Grundstücksen-

trümpelungen oder vergleichbaren 

Haushaltsauflösungen, Grund-

stücksentrümpelungen und ver-

gleichbaren Vorgängen.“ befindet 

sich die Satzung im Widerspruch 

zum KrWG. Durch den Wortlaut 

wurde eine Verschiebung der Ab-

fallherkunft  vorgenommen, ob-

wohl dies rechtlich nicht möglich 

ist. Aus diesem Grund wurde der 

Satz gestrichen.  

Der Regelungszweck, hier die Regu-

lierung der abzuholenden Sperr-

müllmenge,  wurde durch eine 

neue, rechtssichere Formulierung 

im Absatz 3 neu gefasst.  
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Vorgängen, die über das Maß der haus-

haltsüblichen Mengen hinausgehen, sind 

dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-

träger entsprechend Abs. 7 zu überlassen.  

§ 15 Haushaltstypischer 

Schrott, Altmetalle 

Altmetalle und Alttexti-

lien Abs. 1, 3, 4, 5 und 6 

(1) Abfälle aus Eisen- und Nichteisenmetallen 

(z. B. gusseiserne und verzinkte Badewan-

nen, Fahrräder, Rohre, Metallbettgestelle, 

Gegenstände aus Weißblech oder Alumi-

nium) sind als Schrott zu entsorgen.  

(3) Alternativ zu Abs. 2 kann Schrott auch im 

Bringsystem an den Wertstoffhöfen (An-

hang II Punkt 3) abgegeben werden.  

 

(1) Abfälle aus Eisen- und Nichteisenmetallen 

(z. B. gusseiserne und verzinkte Badewan-

nen, Fahrräder, Rohre, Metallbettgestelle, 

Gegenstände aus Weißblech oder Alumi-

nium) sind als Schrott Altmetall zu entsor-

gen.  

(3) Alternativ zu Abs. 2 kann Schrott Altmetall 

auch im Bringsystem auf den Wertstoffhö-

fen (Anhang II Punkt 3) abgegeben werden. 

(4) Alttextilien im Sinne dieser Satzung sind 

ausschließlich gut erhaltene, saubere und 

tragfähige Kleidungsstücke, tragbare 

Schuhe (paarweise gebündelt) sowie ge-

brauchsfähige Heim- und Haustextilien aus 

privaten Haushaltungen, die für eine di-

rekte Wiederverwendung geeignet sind.  

(5) Alttextilien gemäß Abs. 4 sind den im Ge-

biet der Stadt Cottbus/Chóśebuz und auf 

den Wertstoffhöfen (Anhang II Punkt 3) 

aufgestellten Sammelbehältern von ge-

meinnützigen und gewerblichen Sammlern 

In den Abs. 1 und 3 wurde der um-

gangssprachlich verwendete Be-

griff Schrott gegen Altmetall aus-

getauscht, da dieser Begriff fach-

lich präziser ist. 

Die Neufassung der Absätze 4 bis 6 

ist aufgrund der gesetzlichen Vor-

gabe im § 20 Abs. 2 Nr. 6 KrWG un-

erlässlich. Seit dem 01.01.2025 

sind öffentlich-rechtliche Entsor-

gungsträger zur getrennten Samm-

lung von Textilabfällen verpflich-

tet. Um dieser Pflicht rechtssicher 

nachzukommen mussten Begriffs-

bestimmungen, Entsorgungswege 

und Ausschlusskriterien für Alttex-

tilien in die Abfallentsorgungssat-

zung aufgenommen werden.   
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zu überlassen, sofern diese Sammlungen 

gemäß § 18 KrWG angezeigt und zugelas-

sen wurden.  

(6) Nicht mehr tragfähige, zerschlissene, be-

schädigte, nasse, verschmutzte oder 

schadstoffbelastete Kleidungsstücke, Tex-

tilwaren, Matratzen, Teppiche, Stoff- und 

Gewebereste sowie kaputte und einzelne 

Schuhe, gelten als nicht verwertbare Alt-

textilien und sind über den Restabfallbe-

hälter gemäß § 19 Abs. 1 Punkt 3 zu entsor-

gen.  

 

§ 16  

Altbatterien 

Altbatterien i.S.d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz 

(BattG) aus privaten Haushaltungen sind, so-

fern sie nicht an den Vertreiber i.S.d. § 9 BattG 

zurückgegeben werden, getrennt den mobilen 

Annahmestellen (Schadstoffmobil) oder der 

Stationären Annahmestelle für schadstoffhal-

tige Abfälle nach Anhang II Punkt 2 zu überlas-

sen. 

Gemäß § 6 BattDG sind Altbatterien vom End-

nutzer einer vom Restabfall getrennten Erfas-

sung zuzuführen. Gerätealtbatterien und LV-

Altbatterien (Altbatterien für leichte Verkehrs-

mittel) aus privaten Haushaltungen sind, so-

fern sie nicht an den Händler gemäß § 14 

BattDG zurückgegeben werden, den mobilen 

Annahmestellen (Schadstoffmobil), der statio-

nären Annahmestelle (Anhang II Punkt 2) oder 

auf den Wertstoffhöfen (Anhang II Punkt 3) zu 

überlassen. Lithium-Ionen-Batterien sind vom 

Endnutzer vor Überlassung durch Abkleben der 

Das Batteriegesetz wurde (mit Aus-

nahme des § 17, welcher erst am 

18.08.2026 außer Kraft tritt) zum 

30.09.2025 aufgehoben und durch 

das Batteriedurchführungsgesetz 

ersetzt. Der § 16 Altbatterien 

wurde entsprechend überarbeitet.  

Der örE ist gemäß § 15 BattDG ver-

pflichtet, von den insgesamt 5 Bat-

teriekategorien (Elektrofahrzeug-

batterie, LV-Batterie, Starterbatte-

rie, Industriebatterie und Gerä-

tebatterien) Gerätealtbatterien 
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Pole gegen Kurzschluss und Beschädigungen zu 

sichern.    

und LV-Altbatterien unentgeltlich 

anzunehmen.  

§ 17 Abs. 7 

Elektro- und Elektro- 

nikaltgeräte 

(7) Elektro- und Elektronikaltgeräte aus priva-

ten Haushalten aus dem Gebiet der Stadt, 

die von Gewerbetreibenden oder Vertrei-

bern mit einer Niederlassung in der Stadt 

angenommen und der Stadt als öffentlich-

rechtlichem Entsorgungsträger übergeben 

werden, sind von den Gewerbetreibenden 

oder Vertreibern an der Sammelstelle am 

Wertstoffhof gemäß Anhang II Punkt 3.1 zu 

den Öffnungszeiten gemäß Anhang II Punkt 

3 anzuliefern. Bei Anlieferungen von mehr 

als 20 Geräten der Gruppen 1 (Wärme-

überträger), 4 (Großgeräte) und 6 (Photo-

voltaikmodule) nach § 14 Abs. 1 Satz 1 

ElektroG sind Anlieferort und –zeitpunkt 

vorab mit dem Betreiber der Sammelstelle 

abzustimmen. 

 

(7) Elektro- und Elektronikaltgeräte aus priva-

ten Haushalten aus dem Gebiet der Stadt, 

die von Gewerbetreibenden oder Vertrei-

bern mit einer Niederlassung in der Stadt 

angenommen und der Stadt als öffentlich-

rechtlichem Entsorgungsträger übergeben 

werden, sind von den Gewerbetreibenden 

oder Vertreibern an der Sammelstelle am 

Wertstoffhof gemäß Anhang II Punkt 3.1 zu 

den Öffnungszeiten gemäß Anhang II Punkt 

3 anzuliefern. Bei Anlieferungen von mehr 

als 20 Geräten der Gruppen 1 (Wärme-

überträger), 4 (Großgeräte) und 6 (Photo-

voltaikmodule) nach § 14 Abs. 1 Satz 1 

ElektroG sind Anlieferort und –zeitpunkt 

vorab mit dem Betreiber der Sammelstelle 

abzustimmen. 

 

Die Angabe von Öffnungszeiten der 

Entsorgungsanlagen im Anhang II 

wird gestrichen.  

Eine ausführliche Begründung er-

folgt im Änderungspunkt des An-

hang II.  

§ 19 Abs. 1 Punkt 1, 

Abs. 2, Abs. 3 

Abfallbehälter 

(1) Für das Einsammeln und Befördern von Ab-

fällen sind die folgenden Abfallbehälter zu-

gelassen: 

1. für Bioabfälle 

schwarze Abfallbehälter mit braunem De-

ckel mit jeweils  

(1) Für das Einsammeln und Befördern von Ab-

fällen sind die folgenden, durch den Ent-

sorgungsträger oder dessen beauftragten 

Dritten mit einem Identifikationschip 

(Transponder) ausgerüsteten Abfallbehäl-

ter zugelassen: 

Im Rahmen der Neugründung der 

ÖPP werden alle von der Stadt zu-

gelassenen Abfallbehälter mit ei-

nem Identifikationschip ausgestat-

tet.  
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120 l Fassungsvermögen, maximales Füll-

gewicht 48 kg 

500 l Fassungsvermögen, maximales Füll-

gewicht 202 kg 

(2) Die Abfallbehälter werden auf Antrag des 

Anschlusspflichtigen beim Amt für Abfall-

wirtschaft und Stadtreinigung von dem be-

auftragten Dritten gestellt und gehen nicht 

in das Eigentum des Anschlusspflichtigen 

über.  

(3) Die An-, Ab- und Ummeldung der Abfallbe-

hälter ist bis zum 15. des Monats für den 

ersten Tag des Folgemonats beim Amt für 

Abfallwirtschaft und Stadtreinigung mög-

lich.  

1. für Bioabfälle 

schwarze Abfallbehälter mit braunem De-

ckel mit jeweils  

120 l Fassungsvermögen, maximales Füll-

gewicht 48 kg 

500 l Fassungsvermögen, maximales Füll-

gewicht 202 kg 

(2) Die Abfallbehälter werden auf Antrag des 

Anschlusspflichtigen beim Amt für Abfall-

wirtschaft und Stadtreinigung bei der Stadt 

von dem beauftragten Dritten gestellt und 

gehen nicht in das Eigentum des Anschluss-

pflichtigen über.  

(3) Die An-, Ab- und Ummeldung der Abfallbe-

hälter ist bis zum 15. des Monats für den 

ersten Tag des Folgemonats beim Amt für 

Abfallwirtschaft und Stadtreinigung bei der 

Stadt möglich. 

Der 500-Liter-Bioabfallbehälter 

wird zukünftig nicht mehr angebo-

ten, da er sich in der Praxis nicht be-

währt hat (Fehlbefüllungen, zu ho-

hes Gewicht, Umkippgefahr). Alter-

nativ können anstelle eines 500-Li-

ter- Bioabfallbehälters mehrere 

120-Liter-Bioabfallbehälter aufge-

stellt werden.  

Mit dem Verweis auf die Stadt, an-

stelle des konkreten Amtes bzw. 

Servicebereiches ist zukünftig bei 

verwaltungsinternen Umstruktu-

rierungen keine Satzungsänderung 

mehr notwendig. 

§ 22 Abs. 4  

Bereitstellung der Ab-

fallbehältnisse  

(4) Bereitgestellte Abfallbehälter, die nicht ge-

mäß § 19 Abs. 2 beim Amt für Abfallwirt-

schaft und Straßenreinigung beantragt und 

vom beauftragten Dritten bereitgestellt 

wurden, sind von der Entleerung ausge-

schlossen. 

(4) Bereitgestellte Abfallbehälter, die nicht ge-

mäß § 19 Abs. 2 beim Amt für Abfallwirt-

schaft und Straßenreinigung bei der Stadt 

beantragt und vom beauftragten Dritten 

bereitgestellt wurden, sind von der Entlee-

rung ausgeschlossen. 

Folgeänderung aus § 19 Abs. 2  
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§ 24 Abs. 1 

Benutzung und Be-

handlung der Abfallbe-

hälter 

(1) Der Anschlusspflichtige muss dafür sorgen, 

dass die Abfallbehälter in einem ge-

brauchsfähigen, sauberen und unfallsiche-

ren Zustand erhalten und sorgfältig ver-

wahrt werden. Die Beschädigung oder der 

Verlust von Abfallbehältern ist der Stadt 

unverzüglich anzuzeigen.  

 

(1) Der Anschlusspflichtige muss dafür sorgen, 

dass die Abfallbehälter einschließlich des 

durch den Entsorgungsträger oder dessen 

beauftragten Dritten am Abfallbehälter an-

gebrachten Transponders in einem ge-

brauchsfähigen, sauberen und unfallsiche-

ren Zustand erhalten und sorgfältig ver-

wahrt werden. Die Beschädigung oder der 

Verlust von Abfallbehältern und den ange-

brachten Transpondern ist der Stadt unver-

züglich anzuzeigen.  

Die Ergänzungen im Absatz 1 erge-

ben sich aus der Ausstattung der 

Abfallbehälter mit Transpondern.  

§ 32 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig 

1. entgegen § 5 Abs. 4 der Verpflichtung, 

die von der Entsorgung durch die Stadt 

ganz oder teilweise ausgeschlossenen 

Abfälle nicht mit anderen Abfällen zu 

vermischen, nicht nachkommt; 

2. entgegen § 5 Abs. 5 ausgeschlossene 

Stoffe der öffentlichen Abfallentsor-

gung überlässt; 

3. entgegen § 5 Abs. 6 Abfälle nicht einer 

von der Stadt bestimmten Abfallent-

sorgungsanlage überlässt, entgegen 

den Benutzungsordnungen der in An-

hang II genannten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig 

1. entgegen § 5 Abs. 4 der Verpflichtung, 

die von der Entsorgung durch die Stadt 

ganz oder teilweise ausgeschlossenen 

Abfälle nicht mit anderen Abfällen zu 

vermischen, nicht nachkommt; 

2. entgegen § 5 Abs. 5 ausgeschlossene 

Stoffe der öffentlichen Abfallentsor-

gung überlässt; 

3. entgegen § 5 Abs. 6 Abfälle nicht einer 

von der Stadt bestimmten Abfallent-

sorgungsanlage überlässt, entgegen 

den Benutzungsordnungen der in An-

hang II genannten 

Die Änderungen im § 32 sind 

Folgeänderungen.  

Die im Rahmen der Änderungssat-

zungen hinzugefügten Punkte 33. 

und 34. wurden chronologisch neu 

sortiert.  
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Abfallentsorgungsanlagen/Annahme-

stellen Dritter die Regelungen nicht be-

achtet, den Weisungen des Personals 

nicht folgt oder falsche Angaben zur 

Herkunft der Abfälle oder zur Abfallart 

macht; 

4. entgegen § 7 Abs. 1 dem Anschluss-

zwang nicht nachkommt; 

5. entgegen § 7 Abs. 3 und 4 dem Benut-

zungszwang nicht nachkommt; 

6. entgegen § 9 Abs. 1 Abfälle nicht ge-

trennt zur Überlassung bereit hält; 

7. entgegen § 10 Abs. 3 nicht kompostier-

bare Abfälle in die Bioabfallbehälter 

einfüllt; 

8. entgegen § 11 Abs. 1 Papier, Pappe und 

Kartonagen nicht den zugelassenen 

Rücknahmeeinrichtungen überlässt; 

 

9. entgegen § 11 Abs. 2 Abfälle gemäß § 

11 Abs. 1 und sonstige Abfälle neben 

den zugelassenen Rücknahmeeinrich-

tungen ablagert; 

 

10. entgegen § 11 Abs. 3 Restabfälle und 

sonstige Abfälle in den für Altpapier 

Abfallentsorgungsanlagen/Annahme-

stellen Dritter die Regelungen nicht be-

achtet, den Weisungen des Personals 

nicht folgt oder falsche Angaben zur 

Herkunft der Abfälle oder zur Abfallart 

macht; 

4. entgegen § 7 Abs. 1 dem Anschluss-

zwang nicht nachkommt; 

5. entgegen § 7 Abs. 3 und 4 dem Benut-

zungszwang nicht nachkommt; 

6. entgegen § 9 Abs. 1 Abfälle nicht ge-

trennt zur Überlassung bereit hält; 

7. entgegen § 10 Abs. 3 nicht kompostier-

bare Abfälle in die Bioabfallbehälter 

einfüllt; 

8. entgegen § 11 Abs. 1 Papier, Pappe und 

Kartonagen nicht den zugelassenen 

Rücknahmeeinrichtungen Entsor-

gungseinrichtungen überlässt; 

9. entgegen § 11 Abs. 2 Abfälle gemäß § 

11 Abs. 1 und sonstige Abfälle neben 

den zugelassenen Rücknahmeeinrich-

tungen Entsorgungseinrichtungen ab-

lagert; 

10. entgegen § 11 Abs. 3 Restabfälle und 

sonstige Abfälle in den für Altpapier 
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zugelassenen Rücknahmeeinrichtun-

gen überlässt; 

11. entgegen § 12 Abs. 1 und 3 die gefähr-

lichen Abfälle nicht an den Annahme-

stellen überlässt; 

12. entgegen § 13 Abs. 1 und 2 Bauab-

fälle/mineralische Abfälle nicht ge-

trennt überlässt; 

13. entgegen § 13 Abs. 3 Bauarbeiten, bei 

denen Abfälle nach § 13 Abs. 1 und 2 

anfallen, nicht 2 Wochen vor Beginn 

der Ausführung anzeigt; 

14. entgegen § 14 Abs. 1 Abfälle, die kein 

Sperrmüll sind, zum Einsammeln und 

Befördern durch die Sperrmüllabfuhr 

bereitstellt; 

15. entgegen § 14 Abs. 2 Sperrmüll aus an-

deren Herkunftsbereichen, der nach 

seiner Art und Menge nicht dem Sperr-

müll aus Haushaltungen entspricht, be-

reitstellt;  

16. entgegen § 14 Abs. 3 Sperrmüll ohne 

rechtzeitige Anmeldung und nicht im 

Rahmen der Sperrmüllsammlung be-

reitstellt; 

17. entgegen § 14 Abs. 4 Sperrmüll außer-

halb des vorgesehenen Abfuhrtermins 

zugelassenen Rücknahmeeinrichtun-

gen Entsorgungseinrichtungen über-

lässt; 

11. entgegen § 12 Abs. 1 und 3 die gefähr-

lichen Abfälle nicht an den Annahme-

stellen überlässt; 

12. entgegen § 13 Abs. 1 und 2 Bauab-

fälle/mineralische Abfälle Bau- und Ab-

bruchabfälle nicht getrennt überlässt; 

13. entgegen § 13 Abs. 3 Bauarbeiten, bei 

denen Abfälle nach § 13 Abs. 1 und 2 

anfallen, nicht 2 Wochen vor Beginn 

der Ausführung anzeigt; 

13. entgegen § 14 Abs. 1 Abfälle, die kein 

Sperrmüll sind, zum Einsammeln und 

Befördern durch die Sperrmüllabfuhr 

bereitstellt; 

14. entgegen § 14 Abs. 2 Sperrmüll aus an-

deren Herkunftsbereichen, der nach 

seiner Art und Menge nicht dem Sperr-

müll aus Haushaltungen entspricht, be-

reitstellt;  

15. entgegen § 14 Abs. 3 Sperrmüll ohne 

rechtzeitige Anmeldung und nicht im 

Rahmen der Sperrmüllsammlung be-

reitstellt; 
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in den öffentlichen Verkehrsraum 

bringt oder dort belässt oder ihn an 

den Abholtagen so im öffentlichen Ver-

kehrsraum aufstellt oder ablagert, dass 

der Verkehr unnötig behindert wird; 

18. entgegen § 14 Abs. 5 die Abfälle nicht 

unverzüglich entfernt und einer geord-

neten Entsorgung zuführt; 

19. entgegen § 15 Abs. 1 und 4 Abfälle aus 

Eisen- und Nichteisenmetallen nicht als 

Schrott über die angebotenen Sammel-

systeme gemäß § 15 Abs. 2 und 3 ent-

sorgt oder nicht ebenerdig und unfall-

sicher am Straßenrand bereitstellt; 

20. entgegen § 16 Altbatterien nicht an 

den Annahmestellen überlässt; 

21. entgegen § 17 Abs. 1 Elektro- und 

Elektronikaltgeräte nicht den angebo-

ten Sammelsystemen überlässt; 

22. entgegen § 18 Abs. 1 Restabfälle nicht 

in den zugelassenen Restabfallbehäl-

tern bereitstellt; 

23. entgegen § 18 Abs. 3 andere Stoffe als 

Restabfälle in den Restabfallbehältern 

bereitstellt; 

24. entgegen § 20 Abs. 1 bis 5 als An-

schlusspflichtiger ein zu geringes 

16. entgegen § 14 Abs. 4 Sperrmüll außer-

halb des vorgesehenen Abfuhrtermins 

in den öffentlichen Verkehrsraum 

bringt oder dort belässt oder ihn an 

den Abholtagen so im öffentlichen Ver-

kehrsraum aufstellt oder ablagert, dass 

der Verkehr unnötig behindert wird; 

17. entgegen § 14 Abs. 5 die Abfälle nicht 

unverzüglich entfernt und einer geord-

neten Entsorgung zuführt; 

18. entgegen § 15 Abs. 1 und 4 Abfälle aus 

Eisen- und Nichteisenmetallen nicht als 

Schrott Altmetall über die angebote-

nen Sammelsysteme gemäß § 15 Abs. 2 

und 3 entsorgt oder nicht ebenerdig 

und unfallsicher am Straßenrand be-

reitstellt; 

19. entgegen § 16 Altbatterien nicht an 

den Annahmestellen überlässt; 

20. entgegen § 17 Abs. 1 Elektro- und 

Elektronikaltgeräte nicht den angebo-

ten Sammelsystemen überlässt; 

21. entgegen § 18 Abs. 1 Restabfälle nicht 

in den zugelassenen Restabfallbehäl-

tern bereitstellt; 
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Behältervolumen anfordert, über-

nimmt und für die Benutzung bereit-

hält;  

25. entgegen § 22 Abs. 1 Abfallbehälter 

nicht geschlossen neben dem Fahr-

bahnrand bereitstellt und entgegen § 

24 Abs. 3 Abfälle neben dem Abfallbe-

hälter abstellt oder Abfallbehälter so 

befüllt, dass sich der Deckel nicht 

schließen lässt und/oder das zulässige 

Gesamtgewicht gemäß § 19 Abs. 1 

überschritten wird. 

26. entgegen § 22 Abs. 2 Abfallbehälter 

nach der Entleerung nicht wieder un-

verzüglich von den öffentlichen Ver-

kehrsflächen entfernt; 

27. entgegen § 22 Abs. 5 nicht den von der 

Stadt vorgegebenen Bereitstellungsort 

nutzt; 

28. entgegen § 24 Abs. 1 die Beschädigung 

oder den Verlust von Abfallbehältern 

nicht unverzüglich der Stadt anzeigt; 

29. entgegen § 24 Abs. 2 Abfallbehälter so 

befüllt, dass diese beschädigt oder eine 

Entleerung nicht mühe- und gefahrlos 

ausgeführt werden kann, Abfälle in die 

Abfallbehälter einschlämmt oder mit 

22. entgegen § 18 Abs. 3 andere Stoffe als 

Restabfälle in den Restabfallbehältern 

bereitstellt; 

23. entgegen § 20 Abs. 1 bis 5 als An-

schlusspflichtiger ein zu geringes Be-

hältervolumen anfordert, übernimmt 

und für die Benutzung bereithält;  

24. entgegen § 22 Abs. 1 Abfallbehälter 

nicht geschlossen neben dem Fahr-

bahnrand bereitstellt und entgegen § 

24 Abs. 3 Abfälle neben dem Abfallbe-

hälter abstellt oder Abfallbehälter so 

befüllt, dass sich der Deckel nicht 

schließen lässt und/oder das zulässige 

Gesamtgewicht gemäß § 19 Abs. 1 

überschritten wird. 

25. entgegen § 22 Abs. 2 Abfallbehälter 

nach der Entleerung nicht wieder un-

verzüglich von den öffentlichen Ver-

kehrsflächen entfernt; 

26. entgegen § 22 Abs. 5 nicht den von der 

Stadt vorgegebenen Bereitstellungsort 

nutzt; 

27. entgegen § 24 Abs. 1 die Beschädigung 

oder den Verlust von Abfallbehältern 

einschließlich des am Abfallbehälter 
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mechanischen Hilfsmitteln in die Ab-

fallbehälter einpresst oder brennende, 

glühende Gegenstände oder heiße 

Asche einfüllt; 

30. entgegen § 24 Abs. 5 als Abfallbesitzer 

bei ihm angefallene Abfälle ohne Vor-

liegen einer rechtsgültigen Gestattung 

in Abfallbehälter einfüllt, die den An-

schlusspflichtigen eines anderen 

Grundstückes zur Verfügung gestellt 

worden sind; 

31. entgegen § 28 Abs. 5 zum Einsammeln 

bereitgestellte Abfälle durchsucht oder 

mitnimmt; 

32. entgegen § 29 Abs. 1 bis 4 seiner Aus-

kunftspflicht nicht nachkommt, 

33. entgegen § 24 Abs. 3 Abfälle neben 

dem Abfallbehälter abstellt oder das 

zulässige Gesamtgewicht des Abfallbe-

hälters gemäß § 19 Abs. 1 überschrei-

tet. 

34. entgegen § 25 Abfälle, die nicht bei ein-

zelnen Personen beim Verzehr von Le-

bens- und Genussmitteln im Freien 

oder bei der Teilnahme am Straßenver-

kehr anfallen, in öffentlich aufgestellte 

angebrachten Transponders nicht un-

verzüglich der Stadt anzeigt; 

28. entgegen § 24 Abs. 2 Abfallbehälter so 

befüllt, dass diese beschädigt oder eine 

Entleerung nicht mühe- und gefahrlos 

ausgeführt werden kann, Abfälle in die 

Abfallbehälter einschlämmt oder mit 

mechanischen Hilfsmitteln in die Ab-

fallbehälter einpresst oder brennende, 

glühende Gegenstände oder heiße 

Asche einfüllt; 

29. entgegen § 24 Abs. 3 Abfälle neben 

dem Abfallbehälter abstellt oder das 

zulässige Gesamtgewicht des Abfallbe-

hälters gemäß § 19 Abs. 1 überschrei-

tet; 

31. entgegen § 24 Abs. 5 als Abfallbesitzer 

bei ihm angefallene Abfälle ohne Vor-

liegen einer rechtsgültigen Gestattung 

in Abfallbehälter einfüllt, die den An-

schlusspflichtigen eines anderen 

Grundstückes zur Verfügung gestellt 

worden sind; 

32. entgegen § 25 Abfälle, die nicht bei ein-

zelnen Personen beim Verzehr von Le-

bens- und Genussmitteln im Freien 

oder bei der Teilnahme am 
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Abfallbehälter einfüllt oder daneben 

stellt. 

 

Straßenverkehr anfallen, in öffentlich 

aufgestellte Abfallbehälter einfüllt 

oder daneben stellt; 

33. entgegen § 28 Abs. 5 zum Einsammeln 

bereitgestellte Abfälle durchsucht oder 

mitnimmt; 

34. entgegen § 29 Abs. 1 bis 4 seiner Aus-

kunftspflicht nicht nachkommt. 

 


